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CLARITY.

Interessenwahrung / vertretbare Rechtsansicht

• RA treffen Warn-, Aufklärungs-, Informations- und 
Verhütungspflichten; Ausprägung der Kardinalspflicht des RA, 
nämlich Pflicht zur Interessenwahrung und Rechtsbetreuung 
("Rechte seiner Partei gegen jedermann mit Eifer, Treue und 
Gewissenhaftigkeit zu vertreten") (§ 9 RAO, § 1009 ABGB; 
RS0112203)

• RA haftet grundsätzlich nur für erforderliche Gesetzeskenntnis, 
nicht aber für jede unrichtige, aber vertretbare 
Gesetzesauslegung. Rechtsauffassung ist vertretbar, wenn sie 
wenigstens mit Teil der Rsp oder Lehre im Einklang steht 
(RS0026727; vgl aber auch 6 Ob 198/15h)



CLARITY.

Wann besteht Pflicht zur Prüfung? 1/3

• Erste Pflicht des Klienten, seinem RA alle Tatsachen 
wahrheitsgemäß mitzuteilen; Richtigkeit einer vollständigen 
Information muss RA, solange sich nicht dagegen erhebliche 
Anhaltspunkte ergeben, nicht prüfen oder von sich aus weitere 
Nachforschungen anstellen (RS0106940) 

• Ergeben sich aus von Mandanten übergebenen Unterlagen 
Verdachtsmomente, dass Information nicht vollständig sein 
konnte, Erörterung nötig (7 Ob 198/07d)



CLARITY.

Wann besteht Pflicht zur Prüfung? 2/3

• Außerhalb der Massengeschäfte sind alle Rechtsgeschäfte 
zwischen Gesellschaft und Gesellschafter prima facie
verdächtig (6 Ob 199/17h; 6 Ob 195/18x)

• RA mit Erstellung eines Pfandbestellungsvertrags, der fremde 
Schuld besichert, für GmbH beauftragt; RA verpflichtet, 
Verdachtsmomente zu prüfen, va wegen Möglichkeit, 
Pfandbestellung könnte gegen Verbot der Einlagenrückgewähr 
verstoßen (6 Ob 89/20m)

• Wenn Interessenkonflikt naheliegt (zB zwischen Ges-GF und 
GmbH), darf sich RA nicht mit unkonkreten oder unplausiblen 
Erklärungen begnügen, auch wenn sich RA im Regelfall auf 
Richtigkeit der von seinem Mandanten gegebenen Informationen 
verlassen darf (6 Ob 26/21y)



CLARITY.

Wann besteht Pflicht zur Prüfung? 3/3

• Verpflichtung zur Prüfung von Verdachtsmomenten und zur 
Verhütung der negativen Folgen von Verstößen gegen 
Kapitalerhaltungsvorschriften nicht auf Vertragserrichtung 
und -prüfung beschränkt, sondern bei allen 
Auftragsverhältnissen (hier: (bloß) Treuhänder, RA war nicht 
mit Prüfung der den Zahlungen zu Grunde liegenden 
Rechtsgeschäfte beauftragt; 6 Ob 26/21y)

• Aber Lit: Umfang des Auftrags im Einzelfall zu beurteilen; wenn RA mit 
spezifischen Aufgaben betraut, die zwar kapitalerhaltungsrechtlich relevant 
sein könnten, aber dafür kein Auftrag und auch keine offenkundigen 
Anhaltspunkte  keine Prüf- oder Warnpflicht



CLARITY.

Konkrete Pflichten – konkrete Warnung

• RA muss dazu als ersten Schritt den Sachverhalt 
hinterfragen; RA muss sich vergewissern, dass kein Verstoß 
gegen das Verbot der Einlagenrückgewähr vorliegt (6 Ob 26/21y)

• RA muss Sachverhalt konkret erörtern, aufklären und 
warnen; Aufklärung muss über allgemein gehaltenen 
Hinweis auf "allfälligen" Verstoß gegen 
Kapitalerhaltungsvorschriften hinausgehen (6 Ob 26/21y; OGH 
verwendet "konkret" 8-mal)



CLARITY.

Konkrete Pflichten – Abhalten?

• Verpflichtung zur Interessenwahrung gemäß § 9 Abs 1 RAO 
erfordert, Mandanten vom Abschluss nichtiger Rechtsgeschäfte 
"abzuhalten" (6 Ob 89/20m und 6 Ob 26/21y; in beiden Fällen 
(auch) Treuhänder  hätte Auszahlungen ablehnen können)

• Aber (nicht zu Einlagenrückgewähr): Vertragsverfasser hat 
Parteien vollständige Rechtsbelehrung zu erteilen und auf 
Bedenken gegen beabsichtigtes Geschäft aufmerksam zu 
machen, bevor er Vertrag für Parteien verbindlich festlegt; er ist 
aber nicht gehalten, Entschluss einer von ihm auf Bedenken 
gegen das Geschäft aufmerksam gemachten Partei zu 
beeinflussen; Pflicht des Urkundenverfassers darf auch nicht 
überspannt werden (RS0026419)



CLARITY.

Pflichten bei arbeitsteiligen Prozessen

• Belehrungspflicht auch gegenüber Mandanten, die bereits von 
anderer Seite Rechtsberatung eingeholt haben oder selbst 
über Rechtskenntnisse verfügen, wenn sich für RA 
Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wissensstands des 
Auftraggebers herausstellt (RS0038682 [T5, T9]; 2 Ob 44/22t)

• Bei arbeitsteiligen Prozessen jeder Berater (etwa RA und StB) 
grundsätzlich nur für eigenen Aufgaben verantwortlich; in 
Hinblick auf Fachbereich des anderen keine besonderen 
Untersuchungen; bloß verminderte Sorgfaltspflichten (etwa zur 
Warnung vor Mängeln, die auch ohne Spezialkenntnisse ins Auge 
fallen) (2 Ob 303/98t)

• vertragserrichtenden Notar treffen bei Vertretung einer Vertragspartei 
durch RA Belehrungs- und Aufklärungspflichten nur bei Vorliegen 
besonderer Umstände (7 Ob 695/89; RS0111088)

• Prüfpflicht des RA, wenn Geschäft laut Auskunft des StB drittüblich?



CLARITY.

Tragung RA-Honorar bei Finanzierungsrunde

• OGH 19.5.2026, 2 Ob 12/26t:
• RA vertritt Investor bei Finanzierungsrunde; Vereinbarung, dass GmbH 

dessen Honorar trägt; GmbH zahlt Honorar zT nicht, weil Kostentragung 
durch GmbH gegen Verbot der Einlagenrückgewähr verstoße 

• Erstgericht gibt Klage des RA statt, OLG weist ab, OGH gibt statt
• keine Einlagenrückgewähr, weil Aufwendungen für RA-Kosten betrieblich 

gerechtfertigt; wirtschaftliche Lage der GmbH prekär (hätte Gehalt der 
Mitarbeiterin nicht zahlen können), Investor machte Investment von 
Neufassung bestehender Verträge abhängig  GmbH "vitales Interesse am 
Gelingen der Finanzierungsrunde",  "Erfolg der anwaltlichen Bemühungen 
kam letztlich auch unmittelbar der Beklagten (in Form zusätzlicher 
Liquidität) zu Gute"



CLARITY.

Danke für Ihre 
Aufmerksamkeit!



CLARITY.

Kontakt

Dr Bernhard Rieder
T: +43 1 533 4795-42
F: +43 1 533 4795-5042
E: bernhard.rieder@dorda.at
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